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Erstes Kapitel
Einleitung: Politische Gleichheit und

ökonomische Ermächtigung

Die große Wirtschaftskrise des Jahres , Thomas Pi-
kettys Kapital im . Jahrhundert und welterschütternde
Wahlausgänge während der letzten vier Jahre in den USA,
in Großbritannien und ganz Europa haben nicht nur in
denAugen vonÖkonomen, sondern für jedermann Fragen
der politischen Ökonomie, der Einwanderung und bezüg-
lich derenVerflechtung auf die Tagesordnung gesetzt. Sind
die politischen Überraschungen der letzten Jahre auf den
dramatischen Anstieg der Einkommens- und Vermögens-
ungleichheit in den entwickelten Ländernund auf die plötz-
lich auseinanderdriftenden Schicksale der Menschen mit
und ohne Universitätsausbildung zurückzuführen? Es hat
viele Rufe nach einem Überdenken unserer Herangehens-
weise an die politische Ökonomie gegeben. Doch imGrun-
de genommen geht eineNeuerfindung der politischenÖko-
nomie zwingend über den ökonomischen Rahmen hinaus.
Meiner Ansicht nach haben die Ökonomen die Fragen be-
antwortet, die ihnen von politischen Philosophen und der
allgemeinenÖffentlichkeit gestellt worden sind.Wenn wir
andere Antworten möchten, müssen wir uns andere Fra-
gen einfallen lassen. Ziel dieses Buches – ursprünglich ei-
ner Reihe von Adorno-Vorlesungen – ist es, neue Frage-
stellungen anzuregen, insbesondere in Bezug auf politische
Gleichheit.

Zuhörer – bzw. Leser – zumNachdenken über einen so
hochabstrakten Begriff wie politische Gleichheit aufzufor-
dern, ist ein bisschen so, als würdeman eine Lehrveranstal-
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tung um acht Uhr morgens ansetzen. So sorgt man gewis-
sermaßen dafür, dass diejenigen, die kommen bzw. nicht
bloß die Einleitung lesen, auf etwas Ernsthaftes gefasst
sind. Ist dies der Fall, hoffe ich, eine Reise in die politische
Philosophie und Überlegungen über ein paar der Grund-
begriffe anbieten zu können, die Demokratie und demo-
kratische Bestrebungen definieren. Meines Erachtens geht
ein großer Teil der Erfahrungen, die wir heute auf so ver-
schiedenartigen Gebieten wie dem Politischen, Sozialen
und Ökonomischen machen, auf Denkfehler zurück, die
uns in den letzten Jahrzehnten regelmäßig unterlaufen sind
und deren Ursprünge noch weiter in die Tradition der po-
litischen Philosophie zurückreichen. Diese Fehler möchte
ich korrigieren. Das heißt, ich bin der Meinung, dass so-
wohl ein Verständnis der jüngsten Ereignisse als auch die
Grundsteinlegung für eine neue politische Ökonomie von
uns eine Reise zurück in die Tradition der politischen Phi-
losophie verlangen. Allerdings lade ich vor allem deshalb
zu einer solchen Reise ein, um – sowohl am Ende der Ein-
leitung zu diesem Buch als auch an seinem Schluss – auf die
konkreten politischen und ökonomischen Gegebenheiten
zurückzukommen.

In der heutigen Welt lässt das Anführen von politischer
Gleichheit (in den USA) meistens unmittelbar an tagesak-
tuelleHerausforderungenwie die Reform derWahlkampf-
finanzierung, die Entrechtung von Straftätern und die Ge-
setze zur Wähleridentifizierung denken. In Europa ruft
das Thema Probleme der Funktion von Parteien, der Zuge-
hörigkeit und der Demokratiedefizite bei Abläufen in der
Europäischen Union auf den Plan.Wenn man vor einigen
Jahren jemanden gefragt hätte, worum es bei politischer
Gleichheit vorrangig gehe, wäremeinerMeinung nach die-
se Art von Problemen als Antwort angeboten worden.
Doch das war, bevor wir alle ernsthaft von den Ereignis-
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sen wie zum Beispiel der Wahl von Donald Trump und
dem Brexit oder auch davon überrascht worden sind, wie
die Flüchtlingskrise die deutsche Politik auf den Kopf ge-
stellt hat. Tatsächlich dürfte der beste Weg zum Verständ-
nis, worum es grundsätzlich bei politischer Gleichheit geht,
in einerUntersuchung der Frage bestehen, warumuns jene
Ereignisse so überrascht haben. Eine solche Fragestellung
fördert zutage, dass die in den letzten Jahrzehnten gebräuch-
lichen politischen Paradigmen blinde Flecken aufweisen,
die unsere Überraschung erklären. Ich bin der Meinung,
dass eine Verlagerung unserer Aufmerksamkeit auf politi-
sche Gleichheit, und zwar auf eine gehaltvollere Auffas-
sung von politischer Gleichheit dazu beiträgt, diese blinden
Flecken zu beheben. Im Folgenden werde ich versuchen,
die blinden Flecken in den heute vorherrschenden politi-
schen Paradigmen zu identifizieren und zu erklären – und
ich werde ein alternatives Paradigma vorschlagen, wie man
über ökonomische Fragen nachdenken könnte.Wie wir se-
henwerden, macht dieses alternative Paradigma denn auch
eine umfassende Neuordnung der politischen Agenden er-
forderlich. Kurz gesagt, bemüht sich dieses kleine Buch
darum, den Grundstein für eine Neuorganisation der poli-
tischenDebatten über denWert von politischer Gleichheit
zu legen.

I. Ein blinder Fleck im 20. Jahrhundert

Natürlich haben uns nicht nur der Brexit, Trump und das
Wanken von Angela Merkels Autorität überrascht, sondern
auch die Wirtschaftskrise des Jahres . Aus diesem
Grund leben wir schon seit fast zehn Jahren in einem intel-
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lektuellen Überraschungszustand. Warum haben wir uns
so überrumpeln lassen?MeinerMeinung nach liegt die Ant-
wort in den tonangebenden liberalen Paradigmen der Poli-
tikgestaltung.

Im tonangebenden liberalen politischen Paradigma, das
seinen Ausgang von Orten wie Harvards Kennedy School
of Government nimmt und in den Washingtoner Think
Tanks und Politikgestaltungszirkeln verfochten wird, ver-
schmelzen zweiDinge: utilitaristisches ökonomischesWohl-
fahrtsdenken und rawlsianisches Wohlfahrtsdenken. Dies
möchte ich kurz erklären.

Nach dem utilitaristischen Modell besteht das politische
Ziel in der Maximierung des Glücks, besser gesagt des Nut-
zens, wie die Ökonomen sagen, für die Gesellschaft. In sei-
ner krudesten Form stützt sich das Bemühen, den Gesamt-
nutzen zu maximieren, auf Kosten-Nutzen-Analysen in
Verbindung mit Präferenzen, die sich normalerweise an ma-
teriellen Gütern festmachen.Viele Modelle der Nutzenma-
ximierung im Zusammenhang mit Präferenzen abstrahie-
ren von den kontextbezogenen, sozialen, psychologischen
und kulturellen Partikularitäten individueller ökonomischer
Akteure. Das Streben nach utilitaristischer Wohlfahrtsma-
ximierung konzentriert sich gewöhnlich auf die Maximie-
rung des Gesamtwachstums – im Hinblick auf Einkom-
men und Vermögen – und auf die Inanspruchnahme von
politischen Umverteilungsmaßnahmen bei der Ausschüt-
tung dieses Wachstums.

Unter dem Titel Eine Theorie der Gerechtigkeit hat der
Philosoph John Rawls im Jahr  ein wichtiges Buch ver-
öffentlicht und eines seiner Hauptziele war die Überwin-
dung des Utilitarismus. Sein Versuch, nicht das Streben
nach irgendeinem Einzelgut, nicht einmal nach Nutzen
oder Glück, sondern den Schutz der rechtlichen Rahmen-
bedingungen zum Zweck der politischen Ordnung zu ma-
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chen, war darum bemüht, dem Recht höhere Priorität als
dem Guten einzuräumen. Doch obwohl er philosophisch
gesehen die Überwindung des Utilitarismus anstrebte, hat
der Rawlsianismus in vielerlei Hinsichten dessen praktische
Anwendungsmöglichkeiten erhöht.

Nach dem RawlsschenModell besteht das Ziel einer ge-
rechten Gesellschaft in zwei Dingen: Das erste Ziel ist der
Schutz einer Reihe von Grundfreiheiten. Zu diesen Grund-
freiheiten gehören Dinge wie das Vereinigungsrecht, das
Recht auf freie Meinungsäußerung und das Recht auf poli-
tische Teilhabe bzw. Partizipation. Das zweite Ziel ist das
Streben nach sozialen und ökonomischen Strukturen in-
nerhalb des durch den Schutz dieser Rechte vorgegebenen
Rahmens, die den in der Gesellschaft am schlechtesten Ge-
stellten zu Gute kommen (»Differenzprinzip«) und in der
Gesamtgesellschaft faire Chancengleichheit gewährleis-
ten.

An Rawls’ neuartigem und einflussreichem Differenz-
prinzip hat sich ein Großteil der Rezeption seines Werkes
festgemacht. In den philosophischen Diskussionen über
Gerechtigkeit hat dies dazu geführt, dass der Hauptschwer-
punkt auf ökonomischen Fragen der Verteilungsgerechtig-
keit lag. Diesen Fragen wurde weit mehr Aufmerksamkeit
geschenkt als Rawls’Auseinandersetzung mit den Grund-
rechten. In der Welt der Politik hat der Rawlsianismus denn
auch zu einer grundsätzlichen Konzentration auf steuer-
liche Umverteilung als Ausgangspunkt für die politische
Rahmenbildung geführt. Ohne dies zu beabsichtigen, hat
Rawls das utilitaristische Paradigma eben dadurch verstärkt,
dass er durch das Differenzprinzip die Betrachtung der
Grundrechte von seinen Überlegungen zur sozialen und
ökonomischen Sphäre abgekoppelt hat. Soweit sie mit Um-
verteilung verbundenwar, förderte Rawls’Ansatz die utili-
taristische Konzentration auf das Wachstum.
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So wie sie sich in der Welt der Politik niederschlagen,
ist materielle Verteilung sowohl im utilitaristischen Wohl-
fahrtsdenken als auch im rawlsianischen Wohlfahrtsden-
ken die Kernfrage im Hinblick auf Gerechtigkeit. Dies ist
leicht erkennbar.Wenn jemand sich auf den Begriff »sozia-
le Gerechtigkeit« beruft, sind Fragen der ökonomischen
Verteilung und der sozialen Wohlfahrtsrechte wahrschein-
lich das erste, was einem in den Sinn kommt. Und wenn je-
mand umgekehrt auf den Begriff der Ungleichheit zu spre-
chen kommt, ist die Art von Ungleichheit, an die er dabei
denkt, fast ausnahmslos ökonomische Ungleichheit. Da-
mit kennenWissenschaftler und die allgemeineÖffentlich-
keit sich dank der intellektuellen Schützenhilfe durch politi-
sche Paradigmen aus, die zum einen auf das utilitaristische
Wohlfahrtsdenken und zum anderen auf das rawlsianische
Wohlfahrtsdenken zurückgehen.

Zwei Eigenschaften dieses vereinigten utilitaristisch-rawl-
sianischen politischen Paradigmas verdienen Aufmerksam-
keit. Erstens nehmen sowohl das utilitaristische Paradigma
als auch das rawlsianische Paradigma Universalisierungen
vor. Das heißt, beide abstrahieren von den kontextbezoge-
nen Eigentümlichkeiten einer konkreten Gesellschaft, um
ihre übergeordneten politischen Leitlinien zu entwickeln
(Nutzenmaximierung auf der einen und Differenzprinzip
auf der anderen Seite). In seiner Theorie der Gerechtigkeit
macht JohnRawls sich zumBeispiel auf die Suche nach der
Definition des Rechten, indem er von uns verlangt, uns in
der Vorstellung hinter »einen Schleier des Nichtwissens«
zu begeben, hinter demwir nichtsmehr über unsere eigene
soziale Lage wissen; aus der Perspektive dieser Vorstellung
sollen wir dann versuchen, die Prinzipien zu erkennen, die
eine gerechte Gesellschaft ausmachen, welche wir unab-
hängig davon als solche betrachten würden, ob wir in die-
serGesellschaft zudenWohlhabenderen oder zudenÄrme-
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ren gehören, ob wir männlich sind oder weiblich, schwarz
oder weiß, Christen, Buddhisten, Muslime, Juden, Hindus,
Atheisten oder Agnostiker und so weiter. Die Gerechtig-
keitsprinzipien müssen ungeachtet aller einer Gesellschaft
zugrunde liegenden demografischen Merkmale ausgear-
beitet werden. Zudem sollen sie universelle Geltung besit-
zen, das heißt sich auf jeden sozialen Kontext anwenden
lassen.

Im utilitaristischen Kontext geht das Abstrahieren von
sozialer Partikularität nicht unbedingt auf ein gezieltes
Theoriedesign zurück, sondern stellt eher eine notwendige
Folge der utilitaristischenMathematisierung dar. Nutzen
ist ein Begriff, der grundsätzlich nicht bloß die bestehen-
den Präferenzen vonAkteurinnen und Akteuren für mate-
rielle Ergebnisse abdecken kann, sondern auch ihre Werte
undNormen.Aber das Ziel einer »Maximierung« desNut-
zens macht eine Umrechnung der Präferenzen in etwas
Arithmetisches erforderlich und deshalb dienen gewöhn-
lich finanzielle Interessen als Stellvertreter für den Nutzen,
wodurch die partikularen Präferenzen eingeebnet werden,
die demLeben der einzelnenAkteurinnenundAkteure wo-
möglich erst SinnundFormverleihen.WiebeiRawls erlaubt
der Schritt, materiellen Gewinn bzw. Geld als Stellvertre-
ter für den Nutzen zu verwenden, eine Universalisierung.
Finanzieller Einsatz lässt sich in Zahlungsmittel überset-
zen und land- und kontextübergreifend vergleichen, ohne
dass auf die örtlichen demografischen Faktoren oder Bedin-
gungen in einem konkreten Land Bezug genommen wer-
den müsste. Beide intellektuellen Paradigmen ziehen mit
anderen Worten unter anderem unsere Aufmerksamkeit
von den demografischen und institutionellen Modalitäten
ab, die einer Gesellschaft zugrunde liegen. So kommen wir
gar nicht mehr auf den Gedanken, Fragen danach zu stel-
len, wer Macht hat und auf welchen institutionellen Struk-
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turenundwelcherArt vonRessourcenallokationundChan-
cenzuweisung sie beruht. In dem Maße, wie wir uns ver-
stärkt ein utilitaristisches und /oder rawlsianisches Wohl-
fahrtsdenken angewöhnen, verlierenwir die Angewohnheit,
die demografischen und politischen Eigentümlichkeiten ei-
ner konkreten Gesellschaft zu analysieren.

Als konkretes Beispiel für die Art von Abstraktion, auf
die ich hinauswill, kann man die historische Vorgehenswei-
se der Weltbank im späten . Jahrhundert heranziehen.
Eine Reihe von Standardbausteinen für ökonomische Li-
beralisierung wurde gegenüber sich entwickelnden Volks-
wirtschaften zur Bedingung dafür gemacht, dass sie Dar-
lehen von der Bank erhielten.

Dass die Stabilität dieser politischen Paradigmen des
Wohlfahrtsdenkens uns dazu verleitet hat, die ihnen zugrun-
de liegenden sozialen und politischen Phänomene nicht zu
beachten, rührt meiner Meinung nach von einem kleinen
philosophischen Fehler her, der im frühen . Jahrhundert
begangen wurde und seitdem die meisten Varianten des
Liberalismus gekennzeichnet hat. Der Fehler bestand dar-
in, dass zwei Hälften der vom Liberalismus zu wahren-
den Grundrechte unterschieden wurden. Den Begriff der
Grundrechte habe ich eingeführt, als ich Rawls’ Theorie
der Gerechtigkeit beschrieb, und als Beispiele habe ich Ver-
einigungsfreiheit, freie Meinungsäußerung und das Recht
auf politische Teilhabe bzw. Partizipation genannt. Mit die-
sen drei Beispielen habe ich das volle Spektrum der Grund-
rechte unter Einbeziehung beider im frühen . Jahrhun-
dert unterschiedenen Hälften abgebildet.

Was genau soll das heißen? Der französische Denker
Benjamin Constant gehörte im frühen . Jahrhundert zu
den ersten, die Grundrechte, grundlegende Menschenrech-
te, in zwei Kategorien unterteilt haben. Er bezeichnete sie
als Rechte der Alten und als Rechte der Heutigen, also der
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Modernen. Zu den Rechten der Alten gehörten die Rechte
auf politische Teilhabe, das Recht, das gemeinsame Leben
in einer Gesellschaft zu gestalten.Wir nennen diese Rechte
heute positive Freiheiten. Zu den Rechten der Modernen
gehören dagegen das Recht auf Eigentum und das Recht,
sich das Eigentum, auf das man ein Recht hat, unbehelligt
anzueignen und im Streben nach dem eigenen Wohl nach
Gutdünken geschäftliche Transaktionen vorzunehmen. Die-
se Rechte nennen wir negative Freiheiten.

Die Rechte der Alten waren politische Rechte – das
Recht,Teil einer Gesellschaft zu sein, die durch kollektive
Entscheidungsfindung gemeinsam den eigenen Kurs fest-
legte. In den Rechten der Modernen ging es in Constants
Augen um private Autonomie: Man hatte das Recht, den
Kurs des eigenen Lebens festzulegen und dabei imGroßen
und Ganzen von jeglicher kollektiver Entscheidungsfin-
dung so weit wie möglich unbehelligt gelassen zu werden.

Diese Unterscheidung ist in die philosophische Tradi-
tion eingegangen und wurde im frühen . Jahrhundert von
Isaiah Berlin ausgeweitet (der die Begriffe negative und po-
sitive Freiheit eingeführt hat). In seinerTheorie der Gerech-
tigkeit behauptet Rawls, er habe die beiden Arten von
Rechtenwieder zusammengeführt und dass wir die gesam-
te Palette der Grundrechte schützen müssten. Tatsächlich
sind die politischenRechte aber letzten Endes für seineAr-
gumentation entbehrlich, wie ich ausführlich in Kapitel ,
»Differenz ohne Herrschaft«, untersuchen werde.Was den
großen Bogen der Theorie der Gerechtigkeit anbelangt,
konzentriert sich unser politisches Denken letztendlich
in erster Line auf die Verknüpfung unserer persönlichen
Rechte (das Recht auf Autonomie, Eigentum,Vereinigung,
Meinungsäußerung und so weiter) mit denmit diesen Rech-
ten verbundenen ökonomischen Fragen: dem mit dem Ei-
gentum verbundenen Vermögen und dem Umverteilungs-
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bedarf, der sich aus dem ungleichen Fließen der Produkti-
vitätsgewinne innerhalb einer Gesamtbevölkerung ergibt.
Wenn man die politischen Rechte aus dem Blick verliert
und sich in erster Linie auf die persönlichen Rechte oder
negativen Freiheiten konzentriert, richtetmanmit anderen
Worten sein Augenmerk leicht ausschließlich auf ökono-
mische Fragen und verliert die politischen Fragen aus dem
Blick. Dies ist meinerMeinung nach in den politischen Pa-
radigmen geschehen, die im späten . Jahrhundert die po-
litische Entscheidungsfindung in den liberalen Demokra-
tien dominiert haben.

Die Entwicklung einer verkürzten – die zugrunde lie-
genden politischen Fragen außer Acht lassenden –Aufmerk-
samkeit für ökonomische Fragen hat außerdem damit zu
tun, dass der Einfluss des Rechts auf die öffentliche Ord-
nung imLaufe des . Jahrhunderts auf dieÖkonomie über-
gegangen ist. Die Soziologin Elizabeth Popp Berman1 hat
die verschiedenen Faktoren gut erfasst – zu denen auch
neue Rechenkapazitäten gehören –, die hinter diesemWan-
del standen und es ließe sich noch sehr viel mehr über die-
sen Übergang vom Recht zur Ökonomie sagen. Aber er
untermauert auch das, worauf ich hinauswill. Rechtliche
Erwägungen betreffen grundsätzlich die Institutionen spe-
zifischerGesellschaften und die Folgen dieser institutionel-
len Partikularitäten für die spezifische Gesellschaft, in der
sie anzutreffen sind. Selbst Subdisziplinen wie die Rechts-
vergleichung, die Rechtssysteme an verschiedenen Orten
vergleicht, müssen zu Beginn die Spezifität der Rechtsins-
titutionen an jedem der zum Vergleich stehenden Orte zur

 Elizabeth Popp Berman, »Thinking like an Economist. On Exper-
tise and the U.S. Policy Process«, in:Occasional Paper Series, Insti-
tute for Advanced Study, Paper Nr. , , 〈https://www.sss.ias.
edu/files/papers/paper.pdf〉, zuletzt aufgerufen am ...
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Kenntnis nehmen. Als das Recht die politische Entschei-
dungsfindung dominierte, gab es kaum Universalisierun-
gen vornehmende Herangehensweisen an die Politik, die
von den demografischen und sozialen Eigentümlichkeiten
abstrahierten.

Die abstrahierenden,Universalisierungen vornehmen-
den Bestandteile des vereinigten utilitaristischen / rawlsia-
nischen Wohlfahrtsdenkens, das die politische Entschei-
dungsfindung im späten . Jahrhundert dominiert hat,
scheinen meinem Eindruck nach die blinden Flecke in Be-
zug auf Gesellschaft, Politik und politische Rechte her-
vorgebracht zu haben, die dafür verantwortlich sind, dass
nicht nur , sondern auch der Brexit, Trump und das
Wiederaufleben des Rechtsradikalismus in Deutschland
uns überrascht haben.

II. Eine Alternative für das 21. Jahrhundert

Lässt sich ein alternatives Paradigma für die politische
Ökonomie erkennen, das uns nicht so anfällig für Überra-
schungen der Art macht, wie wir sie in jüngerer Zeit erlebt
haben? Ich glaube ja, und zwar vor allem, wenn wir hin-
sichtlich der politischen Philosophie einen alternativenWeg
verfolgen. Meiner Ansicht nach täte es unseremGerechtig-
keitsdenken gut, wenn wir anfingen, über politische Gleich-
heit nachzudenken.

Welcher Zusammenhang besteht zwischen Gerechtig-
keit und politischer Gleichheit? Um eine Antwort auf die-
se Frage zu finden, müssen wir uns die Zeit nehmen, den
Begriff der Gleichheit und deren verschiedenen Ausdrucks-
formen zu überdenken. Meiner Erfahrung nach nehmen
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